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-------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Leitsatz: 
 

1. Dem rechtsstaatlichen Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit 
tragen die §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA, die durch Art. 1 Nr. 9 und 12 des 
Gesetzes zur Änderung kommunalabgabenrechtlicher Vorschriften vom 17. 
Dezember 2014 (GVBl. LSA S. 522) eingefügt worden und am 24. Dezember 
2014 in Kraft getreten sind, hinreichend Rechnung (Bestätigung von OVG 
Sachsen-Anhalt, Urt. v. 4. Juni 2015 - 4 L 24/14 -, zit. nach JURIS).  

 
2. Die im Anschlussbeitragsrecht geltenden Regelungen des KAG LSA haben 

auch unter Berücksichtigung der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 12. November 2015 (- 1 BvR 2961/14, 1 BvR 3051/14 -, zit. nach JURIS) 
zu dem Kommunalabgabengesetz Brandenburg keine unzulässige Rückwirkung 
zur Folge.    
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 O B E R V E R W A L T U N G S G E R I C H T 

D E S  L A N D E S  S A C H S E N - A N H A L T 
 

__________________________________________________ 
 

4 L 119/15 
4 A 47/13 HAL 

 

 

B e s c h l u s s  
 

 

in der Verwaltungsrechtssache 
 
der Frau B.,  
B-Straße, B-Stadt, 
 

Klägerin und 
Berufungsbeklagten, 

 
Prozessbevollmächtigter:   Rechtsanwalt C., 
  C-Straße, B-Stadt,  
 

g e g e n 
 

 
den Abwasserzweckverband (…),  
vertreten durch die Verbandsgeschäftsführerin, 
D-Straße, A-Stadt, 
 

Beklagten und  
Berufungskläger, 

 
Prozessbevollmächtigte:   Rechtsanwälte A., 
  A-Straße, A-Stadt, 
 
 

w e g e n 
 

Anschlussbeiträgen (Herstellungsbeitrag II) 
- Berufung -. 

 
Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt - 4. Senat - hat am 17. Feb-
ruar 2016 durch den Präsidenten des Oberverwaltungsgerichts Dr. Benndorf, den Rich-
ter am Oberverwaltungsgericht Schneider und den Richter am Verwaltungsgericht Dr. 
Bechler gem. § 130a VwGO beschlossen: 
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Auf die Berufung des Beklagten wird das auf die mündliche Verhandlung 
vom 16. Juli 2015 ergangene Urteil des Verwaltungsgerichts Halle - 4. 
Kammer - geändert. Die Klage wird abgewiesen. 
 
Die Klägerin trägt die Kosten des Verfahrens beider Rechtszüge. 
 
Der Beschluss ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Die Klägerin 
kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder Hinterlegung in 
Höhe des zu vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht der Be-
klagte vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet. 
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
 
Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird auf 7.976,28 €  
festgesetzt. 

 
 

G r ü n d e  

 

I.  
 
Die Klägerin, Eigentümerin mehrerer, mit zweigeschossigen Mehrfamilienwohnhäusern 
bebauter Grundstücke (Gemarkung G., Flur A, Flurstücke 38, 41, 26 und 28) im Ver-
bandsgebiet des Beklagten, wendet sich gegen die Heranziehung zu Anschlussbeiträ-
gen.  
 
Mit Bescheiden vom 7. Juni 2012 zog der Beklagte die Klägerin für die Grundstücke, 
die bereits vor Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes Sachsen-Anhalt an eine 
zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanlage angeschlossen waren, zu einem Beitrag 
für die Herstellung seiner Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung (Herstellungsbeitrag 
II) in Höhe von insgesamt 8.011,91 € heran. Mit Bescheiden vom 22. August 2012 
mahnte der Beklagte die Klägerin und setzte darin Säumniszuschläge und Mahnge-
bühren fest. Die gegen die Bescheide vom 22. August 2012 erhobenen Widersprüche 
der Klägerin wies der Beklagte mit Widerspruchsbescheiden vom 15. Januar 2013 zu-
rück und zog sie mit Kostenfestsetzungsbescheiden vom selben Tag zu Kosten für den 
Erlass der Widerspruchsbescheide heran. Mit Widerspruchsbescheiden vom 15. Feb-
ruar 2013 wies der Beklagte die Widersprüche der Klägerin gegen die Beitragsbe-
scheide vom 7. Juni 2012 zurück. 
 
Am 18. Februar 2013 hat die Klägerin beim Verwaltungsgericht Halle Anfechtungskla-
ge gegen die Beitragsbescheide, die Mahnbescheide sowie die Kostenfestsetzungsbe-
scheide erhoben. Zur Begründung hat sie im Wesentlichen geltend gemacht, ein Bei-
trag könne nicht gefordert werden, da nicht ersichtlich sei, welche Gegenleistung damit 
abgegolten werde. Die Schmutzwasserbeseitigungsanlage des Beklagten sei nicht 
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funktionstüchtig. Zudem widerspreche die Beitragserhebung der neueren Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts zum Grundsatz der Rechtssicherheit in der Ge-
stalt der Gebote der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit. Die nunmehr in § 13b 
KAG LSA vorgesehene Verjährungshöchstfrist von 10 Jahren ab Eintritt der Vorteilsla-
ge sei im Hinblick auf den Anschluss der Grundstücke an die Kanalisation in den 
1930er Jahren längst abgelaufen. § 18 Abs. 2 KAG LSA sei nicht anwendbar. Hilfswei-
se rechne sie mit Ansprüchen auf Schadensersatz wegen Funktionsstörungen auf.  
 
In der mündlichen Verhandlung vom 16. Juli 2015 hat der Beklagte im Hinblick auf eine 
Änderung der Regelung für übergroße Wohngrundstücke in der Beitragssatzung die 
angegriffenen Beitragsbescheide geändert und den Beitrag auf insgesamt 7.976,28 € 
herabgesetzt; insoweit haben die Beteiligten den Rechtsstreit für erledigt erklärt. 
 
Das Verwaltungsgericht Halle hat das Verfahren im Hinblick auf die Erledigungserklä-
rungen teilweise eingestellt, die Beitragsbescheide aufgehoben und die Klage im Übri-
gen abgewiesen. Zur Aufhebung der Beitragsbescheide hat das Gericht ausgeführt, die 
vom Beklagten herangezogene Beitragssatzung vom 9. März 2015 bilde keine taugli-
che Rechtsgrundlage für die Beitragserhebung, weil es an einer wirksamen Regelung 
des Entstehens der (sachlichen) Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II fehle. Die 
Regelung in der Satzung, wonach die Beitragspflicht mit Inkrafttreten der ersten wirk-
samen Beitragssatzung für die entsprechenden Sachverhalte bereits zum 1. Januar 
2010 entstehe, sei unwirksam, da sie gegen die höherrangige landesrechtliche Rege-
lung in § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA verstoße. Früheres Satzungsrecht scheide als 
rechtliche Grundlage für die Beitragsbescheide ebenfalls aus. 
 
Nachdem der Beklagte eine Beitragssatzung mit einer neuen Regelung über die Ent-
stehung der sachlichen Beitragspflicht erlassen und bekanntgemacht hatte, hat der 
Senat auf dessen Antrag mit Beschluss vom 17. November 2015 die Berufung wegen 
ernstlicher Zweifel i.S.d. § 124 Abs. 2 Nr. 1 VwGO zugelassen.  
 
Der Beklagte macht zur Begründung seiner Berufung geltend, dass der vom Verwal-
tungsgericht festgestellte Satzungsfehler mit der Neufassung der Beitragssatzung ge-
heilt worden sei. § 7 Abs. 1 dieser Satzung enthalte eine ausdrückliche Regelung zur 
Entstehung der Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag I und II. Im Übrigen habe 
das Verwaltungsgericht weitere Satzungsfehler nicht gesehen.  
 
Der Beklagte beantragt, 
 

das auf die mündliche Verhandlung vom 16. Juli 2015 ergangene Urteil des 
Verwaltungsgerichts Halle - 4. Kammer - zu ändern und die Klage insgesamt 
abzuweisen. 

 
Die Klägerin beantragt, 
 

die Berufung zurückzuweisen.  
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Sie trägt vor, der Beklagte verfolge Ansprüche aus Beitragsbescheiden vom 7. Juni 
2012 in der Gestalt der am 15. Februar 2013 ergangenen Widerspruchsbescheide. Da 
die neue Satzung rückwirkend zum 5. Oktober 2013 in Kraft getreten sei, habe es zu 
diesem Zeitpunkt keine wirksame Satzung gegeben, die Grundlage für ihre Heranzie-
hung seien könnte.  
 
Die Höhe der angeforderten Beiträge, zu der das Verwaltungsgericht keine Prüfung 
vorgenommen habe, werde bestritten. Die auf die Altanschlussnehmer umgelegten 
Kosten seien im Einzelnen nicht nachgewiesen. Der streitige Herstellungsbeitrag II, der 
angeblich nicht gedeckte Kosten betreffe, stelle Kosten für die laufende Unterhaltung 
und Instandsetzung von Abwasseranlagen dar, die über Benutzungsgebühren umzule-
gen seien.  
 
Sie könne als Altanschlussnehmerin nicht für die Kosten der Neuanschlüsse der nach 
dem Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes angeschlossenen Grundstücke he-
rangezogen werden, sondern nur für die bei Inkrafttreten des Gesetzes schon beste-
henden Anschlüsse ihrer Grundstücke. Da für solche Investitionen nichts ersichtlich 
sei, trete eine Privilegierung der Neuanschlussteilnehmer ein. Die angegriffene Bei-
tragssatzung nehme mit dem Herstellungsbeitrag II allein die Altanschlussteilnehmer 
für Maßnahmen in Anspruch, die allen Anschlussnehmern zugutekämen. Hierin liege 
ein eklatanter Verstoß gegen den Grundsatz der Belastungsgleichheit und der Bei-
tragsgerechtigkeit.  
 
Weiter seien die Anforderungen verjährt. Die Anschlüsse ihrer Grundstücke hätten im 
Jahre 2002 bereits annähernd 70 Jahre bestanden, so dass § 13b KAG LSA einschlä-
gig sei. Hinsichtlich des Vorteilsausgleichs sei nach der Gesetzesbegründung an die 
jeweilige zurückliegende technische Herstellung anzuknüpfen. Hierdurch werde für das 
Land Sachsen-Anhalt nicht der vom Bundesverwaltungsgericht vertretenen Ansicht ge-
folgt, wonach der auszugleichende Vorteil darin sehen zu sei, dass mit Übernahme der 
Abwasserversorgung durch die Kommunen die Beitragspflichtigen eine (angeblich) ge-
sicherte Abwasserversorgung erhalten würden. Diese Unterstellung werde nicht nur 
durch die Intention des Landesgesetzgebers widerlegt, sondern auch durch die Situati-
on im konkreten Fall. Denn die Abwasserentsorgung ihrer Grundstücke sei seit der In-
betriebnahme in den 30er Jahren des vergangenen Jahrhunderts völlig unproblema-
tisch gewesen, während seit der Übernahme durch den Beklagten ganz erhebliche 
Probleme aufgetreten seien.  
 
Die Übergangsregelung des § 18 Abs. 2 KAG LSA ändere nichts. Die Schlussfolgerun-
gen, die das Oberverwaltungsgericht in seinem Urteil vom 4. Juni 2015 (- 4 L 24/14 -) 
gezogen habe, griffen nicht. Denn dort sei es um einen Neuanschluss einer Straßenbe-
leuchtungsanlage im Jahr 1999 gegangen, für den es erst im Jahre 2003 eine gültige 
Straßenausbausatzung gegeben habe. Nach den Ausführungen des Gerichts in dem 
o.g. Verfahren komme es für das Entstehen einer Beitragspflicht nicht auf das Vorlie-
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gen einer wirksamen Beitragssatzung an, so dass ein Widerspruch zu seinen Bemer-
kungen bestehe, dass seine Rechtsprechung bisher immer eine wirksame Beitragssat-
zung voraussetze. In § 13b KAG LSA sei zudem klargestellt, dass die Beitragspflicht 
an den tatsächlichen Anschluss als Vorteilslage anknüpfe. Es handele sich um eine 
materielle Ausschlussfrist. Die Vorteilslage sei hier zu einem Zeitpunkt entstanden, für 
den die Ausschlussfrist auf jeden Fall eingreife, so dass eine Abgabenfestsetzung aus-
geschlossen sei. Die vom Oberverwaltungsgericht vorgenommene Interpretation, wo-
nach sich die Ausschlussfrist auf Grund der Regelung des § 18 Abs. 2 KAG LSA auf 
bis zu 24,5 Jahre belaufen könne, stehe im krassen Gegensatz zu gefestigten Rechts-
grundsätzen. Vorteilsfälle, die weit in der Zeit vor dem Inkrafttreten des KAG LSA lä-
gen, seien nach den zwingenden und auf jeden Fall zu berücksichtigenden Grundsät-
zen in der Verfassungsrechtsprechung, den Gesetzesmaterialien des Landesgesetz-
gebers sowie im KAG LSA und in der Beitragssatzung des Beklagten nicht beitragsfä-
hig. Ansonsten greife das Kommunalabgabengesetz in einen Sachverhalt ein, der auch 
nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts vollständig abgeschlossen gewesen sei 
und der damit eine echte Rückwirkung darstelle. Eine Gesetzesauslegung, die eine 
solche Rückwirkung für zulässig erkläre, setze auch die jetzt im Gesetz festgeschrie-
bene 10jährige materielle Ausschlussfrist außer Kraft. Dass hierfür eine Stütze in § 18 
Abs. 2 KAG LSA gesehen werde, führe dazu, dass die verfassungskonforme Regelung 
in § 13b KAG LSA völlig außer Acht gelassen werde. Die vom Oberverwaltungsgericht 
vorgenommene Interpretation habe einen unlösbaren Widerspruch dieser Regelungen 
zur Folge. Damit werde eine völlig ungerechtfertigte Bevorzugung der fiskalischen Inte-
ressen der Verwaltung bewirkt. Das weite Ermessen des Gesetzgebers könne sich al-
lenfalls auf die Bestimmung der Dauer der materiellen Ausschlussfrist beziehen. Dazu 
sei mit § 13b KAG LSA eine klare Regelung getroffen worden. 
 
Die vom Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung vom 12. November 2015 
(- 1 BvR 2691/14 - und - 1 BvR 3051/14 -) noch einmal hervorgehobenen Grundsätze 
für eine echte und somit unzulässige Rückwirkung träfen vollständig auch auf vorlie-
gende Angelegenheiten zu. Dem könne nicht damit entgegengetreten werden, dass 
das Oberverwaltungsgericht schon immer als Anspruchsgrundlage vom Vorliegen einer 
wirksamen Satzung ausgegangen sei. Es komme nicht darauf an, wie die Gerichte die 
Rechtslage bisher beurteilt hätten, sondern wie es in der gesetzlichen Regelung tat-
sächlich fest verankert sei. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts habe 
zur Folge, dass die Neuregelungen in der Kommunalabgabenordnung eine neue ge-
setzliche Ermächtigungsgrundlage für einen Eingriff in abgeschlossene Rechtsverhält-
nisse konstituierten. 
 
Es werde beantragt, über die eingelegte Berufung nach durchgeführter mündlicher 
Verhandlung zu entscheiden.  
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der 
Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge, der Gegenstand der Bera-
tung gewesen ist, Bezug genommen. 

II. 

 
 
Der Senat entscheidet über die zulässige Berufung des Beklagten durch Beschluss 
nach § 130a Satz 1 VwGO, weil er sie einstimmig für begründet und bei geklärtem 
Sachverhalt keine mündliche Verhandlung für erforderlich hält. Das Verfahren wirft we-
der in rechtlicher Hinsicht besondere Schwierigkeiten auf noch bestehen erhebliche 
Unklarheiten in tatsächlicher Hinsicht. 
 
Die Beteiligten wurden dazu angehört (§§ 130a Satz 2 i.V.m. 125 Abs. 2 Satz 3 
VwGO). Eine erneute Anhörung auf Grund der Schriftsätze der Klägerin vom 7. und 23. 
Januar 2016 sowie 8. Februar 2016 musste nicht erfolgen. Die Verfahrensbeteiligten 
sind nur dann durch eine erneute Anhörungsmitteilung von der fortbestehenden Ab-
sicht des Gerichts in Kenntnis zu setzen, ohne mündliche Verhandlung zu entscheiden, 
wenn nach der entsprechenden Ankündigung ein erheblicher Beweisantrag gestellt 
wurde oder sich die prozessuale Lage des Rechtsstreits nach einer Anhörungsmittei-
lung wesentlich ändert, etwa dadurch, dass ein Prozessbeteiligter seinen bisherigen 
Sachvortrag in erheblicher Weise ergänzt oder erweitert (vgl. BVerwG, Beschlüsse v. 
23. Juni 2011 - 9 B 94.10 -, v. 17. August 2010 - 10 B 19/10 - und v. 15. Mai 2008 - 2 B 
77/07 - jeweils zit. nach JURIS). Eine solche möglicherweise entscheidungserhebliche 
Änderung der Prozesssituation lag nicht vor. Dass die Klägerin einer Entscheidung 
gemäß § 130a VwGO - ohne neuen, erheblichen Sachvortrag oder zusätzliche Be-
weisangebote - ausdrücklich widersprochen hat, ist unerheblich (vgl. BVerwG, Beschl. 
v. 7. Dezember 2015 - 1 B 66.15 -, zit. nach JURIS). 
 
Die angefochtenen Beitragsbescheide des Beklagten vom 7. Juni 2012 in der Gestalt 
der Widerspruchsbescheide vom 15. Februar 2013 und der Änderungsbescheide vom 
16. Juli 2015, die im Berufungsverfahren allein noch streitbefangen sind, sind rechtmä-
ßig und verletzen die Klägerin nicht in ihren Rechten (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO).  
 
Rechtsgrundlage der Bescheide über einen Anschlussbeitrag in der Gestalt des sog. 
besonderen Herstellungsbeitrages bzw. Herstellungsbeitrages II ist § 6 Abs. 1 Satz 1 
KAG LSA i.V.m. der Satzung über die Erhebung von Anschlussbeiträgen für die Mög-
lichkeit der Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasseranlagen und über die 
Kostenerstattung für Anschlusskanäle des Beklagten vom 31. August 2015 - BS -, die 
rückwirkend am 5. Oktober 2013 in Kraft getreten ist.  
 
1. Nach welcher satzungsrechtlichen Grundlage der Beitrag zu bemessen ist, rich-
tet sich nach dem geltenden Recht im Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Bei-
tragspflicht. Die Beitragspflicht entsteht im Anschlussbeitragsrecht gem. § 6 Abs. 6 
Satz 2 KAG LSA in der ab 9. Oktober 1997 geltenden Fassung - KAG LSA -, sobald 
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das Grundstück an die Einrichtung angeschlossen werden kann, frühestens jedoch mit 
dem Inkrafttreten der Satzung. Nach der vorher geltenden Fassung des § 6 Abs. 6 des 
Kommunalabgabengesetzes entstand die sachliche Beitragspflicht mit der Beendigung 
der beitragsfähigen Maßnahme. Werden in satzungsloser Zeit oder unter Geltung einer 
formell oder materiell unwirksamen Satzung die Anschlussvoraussetzungen für Grund-
stücke geschaffen, kann nach der ständigen Rechtsprechung des Oberverwaltungsge-
richts Sachsen-Anhalt zu beiden Gesetzesfassungen (vgl. Beschl. v. 3. Dezember 
2012 - 4 L 59/13 -, zit. nach JURIS, m.w.N.) die sachliche Beitragspflicht für diese 
Grundstücke erst mit Inkrafttreten der ersten - wirksamen - Abgabensatzung entstehen. 
Für den sog. besonderen Herstellungsbeitrag bzw. Herstellungsbeitrag II gilt nichts an-
deres, da es sich dem Grunde nach um einen Herstellungsbeitrag i.S.d. § 6 Abs. 1 
Satz 1 KAG LSA handelt (OVG Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 13. Juli 2006 - 4 L 127/06 -, 
zit. nach JURIS; Haack, in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2228). So-
weit in dem Urteil des beschließenden Senats vom 4. Juni 2015 (- 4 L 24/14 -, zit. nach 
JURIS) zu § 6 Abs. 6 Satz 1 KAG LSA i.d.F. des Änderungsgesetzes vom 16. April 
1999 (GVBl. LSA S. 150) vertreten wird, dass in manchen Fällen eine Satzung vor der 
Entscheidung über die beitragsauslösende Maßnahme vorliegen muss, betrifft dies al-
lein die Erhebung von (Straßen)Ausbaubeiträgen.  
 
Die Satzung des Beklagten vom 31. August 2015 ist für die Grundstücke der Klägerin 
die erste wirksame Anschlussbeitragssatzung, da die vorher geltenden Beitragssat-
zungen des Beklagten keine taugliche Rechtsgrundlage dargestellt hatten.  
 
Das Verwaltungsgericht hat in dem angegriffenen Urteil im Einzelnen dargelegt, dass 
sowohl die Beitragsatzung des Beklagten vom 12. November 2012 - auch in der Ges-
talt der 1. Änderungssatzung vom 9. September 2013 - als auch die Beitragssatzung 
des Beklagten vom 4. Februar 2002, zuletzt geändert durch die 4. Änderungssatzung 
vom 6. Dezember 2010, u.a. wegen eines Fehlers der Tiefenbegrenzungsregelung 
nichtig seien und weder geltend gemacht sei noch sonst dafür etwas ersichtlich, dass 
vorher erlassenes Satzungsrecht des Beklagten bzw. seines Rechtsvorgängers als 
Rechtsgrundlage für die angegriffenen Beitragsbescheide herangezogen werden könn-
te. Dem tritt der Beklagte nicht entgegen; Anhaltspunkte für eine abweichende Ein-
schätzung liegen nicht vor. Weiter hat das Verwaltungsgericht zu Recht festgestellt, 
dass die gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 KAG LSA notwendige Regelung zum Entstehen der 
sachlichen Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II in der Beitragssatzung vom 9. 
März 2015 - BS 2015 - fehlte, da die in § 7 Abs. 3 BS 2015 getroffene Bestimmung 
nichtig war. Diese Beitragssatzung sollte rückwirkend zum 5. Oktober 2013 in Kraft tre-
ten (§ 16 BS 2015); die Festlegung eines Entstehenszeitpunktes der sachlichen Bei-
tragspflicht auf den 1. Januar 2010 in § 7 Abs. 3 BS 2015 und damit auf einen Zeit-
punkt vor dem Inkrafttreten der BS 2015 verstieß gegen § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA. 
Mit dem Verwaltungsgericht ist davon auszugehen, dass eine abweichende Auslegung 
der Satzungsbestimmung nach ihrem eindeutigen Wortlaut nicht möglich ist. Ohne eine 
wirksame Bestimmung über das Entstehen der sachlichen Beitragspflicht ist eine Bei-
tragssatzung nichtig (OVG Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 3. Dezember 2012, a.a.O.).  
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Im Gegensatz zur Auffassung der Klägerin ist für eine Heranziehung der neuen Sat-
zung vom 31. August 2015 unschädlich, dass der Zeitpunkt des Erlasses der Beitrags-
bescheide und der Widerspruchsbescheide nicht von dem Geltungszeitraum der Sat-
zung erfasst wird. Eine nachträglich erlassene Beitragssatzung kann auch dann als 
Rechtsgrundlage für einen vorher erlassenen Beitragsbescheid dienen, wenn sie sich 
keine Rückwirkung auf den Zeitpunkt seiner Bekanntgabe oder der Bekanntgabe des 
Widerspruchsbescheides beimisst. Eine auf Grund fehlender Satzungsgrundlage be-
stehende Rechtswidrigkeit des Beitragsbescheides wird durch die neue Satzung ex 
nunc geheilt; der Betroffene ist prozessrechtlich dadurch geschützt, dass er das Ver-
fahren in der Hauptsache für erledigt erklären kann (OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 11. 
September 2012 - 4 L 155/09 -, zit. nach JURIS; vgl. auch Driehaus, in: Driehaus, 
Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 173, m.w.N.). 

 
2. Durchgreifende Bedenken an der formellen oder materiellen Rechtmäßigkeit 
der Beitragssatzung vom 31. August 2015 - BS - sind weder von der Klägerin substan-
ziiert geltend gemacht noch nach dem im Berufungsverfahren maßgeblichen Prü-
fungsmaßstab sonst ersichtlich. 
 
a) Soweit die Klägerin im Zulassungsverfahren pauschal die Ordnungsmäßigkeit 
der Bekanntmachung der Beitragssatzung bestritten hat, gibt es dafür keinerlei An-
haltspunkte. Die Satzung wurde entsprechend § 24 Abs. 1 Satz 1 der Verbandssat-
zung des Beklagten in den Amtsblättern der Stadt Landsberg und des Landkreises An-
halt-Bitterfeld vom 11. und 16. September 2015 veröffentlicht. 
 
b) Die Satzung enthält - was von der Klägerin auch nicht in Zweifel gezogen wird - 
mit ihrem § 7 Abs. 1 eine den gesetzlichen Vorgaben entsprechende Regelung über 
das Entstehen der (sachlichen) Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag II. Danach 
entsteht die Beitragspflicht für den Herstellungsbeitrag I und II, sobald das Grundstück 
an die öffentliche Einrichtung angeschlossen werden kann, frühestens jedoch mit dem 
Inkrafttreten der ersten wirksamen Satzung. 
 
c) Dass der in § 5 Abs. 2 BS festgesetzte Beitragssatz für den Herstellungsbeitrag 
II von 2,12 €/m2 gegen das Aufwandsüberschreitungsverbot des § 6 Abs. 1 Satz 1 
KAG LSA (vgl. dazu OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 29. April 2010 - 4 L 341/08 -, zit. 
nach JURIS) verstößt, ist weder hinreichend geltend gemacht noch sonst ersichtlich. 
Die Berechnung des Beitragssatzes und damit die Höhe der auf die Altanschlussneh-
mer umgelegten Aufwendungen ergibt sich aus der vom Beklagten erstellten Beitrags-
kalkulation, auf welche der Beklagte in den Widerspruchsbescheiden vom 15. Februar 
2013 Bezug genommen hat. Gegen diese Kalkulation erhebt die Klägerin keine sub-
stanziierten Einwendungen. Für ihre pauschale Behauptung, mit dem erhobenen Bei-
trag würden „Kosten für die laufende Unterhaltung und Instandsetzung von Abwasser-
anlagen“ bzw. „durchlaufende Betriebskosten“ erhoben, die über Benutzungsgebühren 
umzulegen seien, gibt es keinerlei Anhaltspunkte; Belege nennt die Klägerin nicht. 
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Demgegenüber hat der Beklagte in den Widerspruchsbescheiden ausdrücklich ausge-
führt, in die Kalkulation seien nur die beitragsfähigen Investitionskosten eingeflossen.  
 
d) Soweit die Klägerin einen Verstoß gegen den Grundsatz der Belastungsgleich-
heit geltend macht, verkennt sie schon die rechtlichen Grundlagen.  
 
Wie oben dargelegt handelt es sich bei dem Herstellungsbeitrag II dem Grunde nach 
um einen Herstellungsbeitrag i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA, der sich lediglich we-
gen der Regelung in § 6 Abs. 6 Satz 3 KAG LSA von einem „normalen“ Herstellungs-
beitrag unterscheidet. § 6 Abs. 6 Satz 3 KAG LSA bestimmt zum einen, dass für die 
Grundstücke, die bereits vor Inkrafttreten des KAG LSA am 16. Juni 1991 an eine zent-
rale öffentliche leitungsgebundene Entsorgungsanlage angeschlossen waren oder eine 
Anschlussmöglichkeit hatten, in Abweichung von § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA eine Bei-
tragspflicht i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA nicht für Investitionen entsteht, die vor In-
krafttreten des Kommunalabgabengesetzes Sachsen-Anhalt abgeschlossen worden 
sind. Zum anderen folgt aus der Regelung, dass bei der Bemessung des besonderen 
Herstellungsbeitrages für die Grundstücke, die bereits vor Inkrafttreten des Kommunal-
abgabengesetzes angeschlossen waren oder angeschlossen werden konnten, d.h. bei 
der Ermittlung der nach dem 15. Juni 1991 getätigten Investitionen, der Aufwand für 
die nach diesem Zeitpunkt neu erschlossenen oder zu erschließenden Gebiete unbe-
rücksichtigt bleiben muss (vgl. OVG Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 13. Juli 2006, a.a.O.). 
Danach gehört zum beitragsfähigen Aufwand beim Herstellungsbeitrag II der gesamte 
Aufwand, der notwendig ist, um die jeweilige öffentliche leitungsgebundene Einrichtung 
i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA entsprechend dem Abwasserbeseitigungskonzept zu 
schaffen und es ist lediglich der Aufwand abzuziehen, der notwendig geworden ist, um 
nach dem 15. Juni 1991 (Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes) erstmals 
Grundstücken eine Anschlussmöglichkeit zu bieten (vgl. dazu OVG Sachsen-Anhalt, 
Urt. v. 19. Mai 2005 - 1 L 252/04 - und Urt. v. 28. Oktober 2009 - 4 L 117/07 - jeweils 
zit. nach JURIS; Haack, in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2225). 
 
Der Vorteil, der durch den Herstellungsbeitrag II abgegolten werden soll, ist Eigentü-
mern von tatsächlich schon vor Inkrafttreten des Kommunalabgabengesetzes Sach-
sen-Anhalt angeschlossenen Grundstücken daher - wie bei dem allgemeinen Herstel-
lungsbeitrag - erst in dem Zeitpunkt zugeflossen, in dem ihnen erstmals der rechtlich 
gesicherte Vorteil geboten worden ist, ihr Schmutzwasser mittels einer nach Inkrafttre-
ten des Gesetzes geschaffenen öffentlichen Einrichtung i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG 
LSA entsorgen zu können (vgl. OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 4. Dezember 2003 - 1 L 
226/03 -, zit. nach JURIS; Beschl. v. 18. November 2004 - 1 M 61/04 -; Haack, in: 
Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2220f.; vgl. auch BVerwG, Urt. v. 15. Ap-
ril 2015 - 9 C 19.14 -, zit. nach JURIS). Dieser Vorteil knüpft gerade nicht an eine tat-
sächliche Anschlussnahme von Grundstücken an, die vor Inkrafttreten des Kommunal-
abgabengesetzes erfolgt ist, so dass es auf das Vorbringen der Klägerin zu den Unter-
schieden in der Qualität der tatsächlichen Abwasserentsorgung ihrer Grundstücke nicht 
ankommt. 
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Es ist auch weder geltend gemacht noch sonst ersichtlich, dass der Beklagte in die 
Beitragskalkulation für den Herstellungsbeitrag II Investitionen einbezogen hat, die vor 
dem 15. Juni 1991 abgeschlossen waren, oder Aufwand für nach dem 15. Juni 1991 
geschaffene Anlagenteile, der dazu dient, neue Flächen durch die zentrale Abwasser-
entsorgungsanlage zu erschließen. Dafür bestehen angesichts der Höhe des in § 5 
Abs. 1 BS festgesetzten Beitragssatzes von 10,23 €/m2 für den allgemeinen Herstel-
lungsbeitrag auch keinerlei Anhaltspunkte. 
 
3. Die Voraussetzungen für die Erhebung eines Herstellungsbeitrages II sind nach 
der Beitragssatzung des Beklagten erfüllt.  
 
Die Grundstücke der Klägerin verfügten i.S.d. § 1 Abs. 1 Satz 3 BS am 15. Juni 1991 
über einen Anschluss an eine bestehende, nicht lediglich provisorische zentrale öffent-
liche Abwasserbehandlungsanlage und hatten unstreitig i.S.d. § 7 Abs. 1 BS nach die-
sem Zeitpunkt eine Anschlussmöglichkeit an die gem. § 1 Abs. 1 Ziffer 1 der Entwässe-
rungssatzung des Beklagten geschaffene Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung des 
Beklagten.  
 
Soweit die Klägerin vorträgt, die tatsächliche Schmutzwasserentsorgung ihrer Grund-
stücke durch die Einrichtung des Beklagten sei immer wieder gestört, steht dieser Ein-
wand einer Beitragserhebung nicht entgegen. Denn der Beitrag wird gem. § 6 Abs. 6 
Satz 1 KAG LSA schon für die Möglichkeit der Inanspruchnahme erhoben. Dass eine 
ordnungsgemäße Schmutzwasserentsorgung ihrer Grundstücke auf Grund natürlicher 
Gegebenheiten technisch ausgeschlossen ist oder zu unzumutbaren Belastungen 
führt, ist weder ersichtlich noch von der Klägerin geltend gemacht.   
 
Einwände gegen die Berechnung des Beitrages sind nicht substanziiert geltend ge-
macht; Fehler sind insoweit auch nicht ersichtlich. Das pauschale Bestreiten „der Höhe 
der angeforderten Beiträge“ durch die Klägerin ist nicht ausreichend. 
 
Soweit sie im Klageverfahren eine hilfsweise Aufrechnung mit Schadensersatzansprü-
chen vorgenommen hat, steht dem gem. § 13a Abs. 1 Satz 5 KAG LSA i.V.m. § 226 
Abs. 3 AO schon entgegen, dass diese Gegenansprüche weder unbestritten noch 
rechtskräftig festgestellt sind.  
 

4. Die angefochtenen Bescheide vom 7. Juni 2012 sind nicht in festsetzungsver-
jährter Zeit erlassen worden. 
 
Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b KAG LSA i.V.m. den §§ 169 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Satz 1, 170 Abs. 1 AO ist eine Abgabenfestsetzung - vorbehaltlich der Feststellbarkeit 
des Beitragspflichtigen nach § 6 Abs. 8 KAG LSA - nicht mehr zulässig, wenn die für 
Kommunalabgaben maßgebliche Festsetzungsfrist von vier Jahren abgelaufen ist, wo-
bei die Festsetzungsfrist mit Ablauf des Kalenderjahres beginnt, in dem die Abgabe 
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entstanden ist. Da die sachliche Beitragspflicht für die Grundstücke der Klägerin erst 
mit der Beitragssatzung vom 31. August 2015 entstanden sein kann, die rückwirkend 
zum 5. Oktober 2013 in Kraft getreten ist, ist die Festsetzungsverjährungsfrist nicht ab-
gelaufen. 
 
5.  Eine Beitragserhebung wird auf Grund der Regelung des § 18 Abs. 2 i.V.m. 
§ 13b KAG LSA durch das rechtsstaatliche Gebot der Belastungsklarheit und -
vorhersehbarkeit nicht ausgeschlossen.  
 

Dieses Gebot schützt nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts da-
vor, dass lange zurück liegende, in tatsächlicher Hinsicht abgeschlossene Vorgänge 
unbegrenzt zur Anknüpfung neuer Lasten herangezogen werden könnten. Der Gesetz-
geber sei verpflichtet, Verjährungsregelungen zu treffen oder jedenfalls im Ergebnis si-
cher zu stellen, dass diese nicht unbegrenzt nach Erlangung des Vorteils festgesetzt 
werden könnten. Die Legitimation von Beiträgen liege - unabhängig von der gesetzli-
chen Ausgestaltung ihres Wirksamwerdens - in der Abgeltung eines Vorteils, der den 
betreffenden zu einem bestimmten Zeitpunkt zugekommen sei. Der Grundsatz der 
Rechtssicherheit gebiete, dass ein Vorteilsempfänger in zumutbarer Zeit Klarheit dar-
über gewinnen könne, ob und in welchem Umfang er die erlangten Vorteile durch Bei-
träge ausgleichen müsse. Es sei Aufgabe des Gesetzgebers, die berechtigten Interes-
sen der Allgemeinheit am Vorteilsausgleich und der Einzelnen an Rechtssicherheit 
durch entsprechende Gestaltung von Verjährungsbestimmungen zu einem angemes-
senen Ausgleich zu bringen. Dabei stehe ihm ein weiter Gestaltungsspielraum zu (vgl. 
BVerfG, Beschl. v. 5. März 2013 - 1 BvR 2457/08 -, zit. nach JURIS). Danach ist eine 
zeitlich unbegrenzte Festsetzbarkeit von vorteilsausgleichenden kommunalen Abgaben 
mit dem Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar (so BVerwG, Beschl. v. 26. August 2013 - 
9 B 13.13 -, zit. nach JURIS; vgl. auch Urt. v. 15. April 2015, a.a.O. und Urt. v. 20. März 
2014 - 4 C 11.13 -, zit. nach JURIS). Das rechtsstaatliche Gebot der Belastungsklarheit 
und -vorhersehbarkeit gilt für alle Fallkonstellationen, in denen eine abzugeltende Vor-
teilslage eintritt, die daran anknüpfenden Abgaben aber wegen des Fehlens sonstiger 
Voraussetzungen nicht entstehen und deshalb auch nicht verjähren können (so 
BVerwG, Urt. v. 20. März 2014, a.a.O.) und damit für das gesamte Beitragsrecht (so 
BVerwG, Urt. v. 15. April 2015, a.a.O.). 
 
Zwar sind sowohl § 6 Abs. 6 KAG a.F. als auch § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA - in der 
Fassung des Änderungsgesetzes vom 6. Oktober 1997 (GVBl. LSA S. 878) wie auch in 
der inhaltgleichen Fassung des Änderungsgesetzes vom 16. April 1999 (GVBl. LSA S. 
150) - in der bisher vorgenommenen Auslegung auf Grund der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts zu dem rechtsstaatlichen Gebot der Belastungsklarheit 
und -vorhersehbarkeit im Anschlussbeitragsrecht mit rechtsstaatlichen Grundsätzen 
nicht vereinbar (vgl. dazu OVG Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 3. Dezember 2014, a.a.O.). 
Denn beide Regelungen ermöglichten in der bisherigen Auslegung des Oberverwal-
tungsgerichts Sachsen-Anhalt, wonach die sachliche Beitragspflicht mit der ersten 

Beyer
Hervorheben

Beyer
Hervorheben

Beyer
Hervorheben



—     13     — 

 

 

à    14   à  

 

wirksamen Beitragssatzung entsteht, eine zeitlich unbegrenzte Festsetzbarkeit von An-
schlussbeiträgen.  
 
Dem rechtsstaatlichen Gebot der Belastungsklarheit und -vorhersehbarkeit tragen aber 
die §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA, die durch Art. 1 Nr. 9 und 12 des Gesetzes zur Ände-
rung kommunalabgabenrechtlicher Vorschriften vom 17. Dezember 2014 (GVBl. LSA 
S. 522) eingefügt worden und am 24. Dezember 2014 in Kraft getreten sind, hinrei-
chend Rechnung (so schon OVG Sachsen-Anhalt, Urt. v. 4. Juni 2015, a.a.O.). Danach 
ist eine Abgabenfestsetzung unabhängig vom Entstehen einer Abgabenpflicht zum 
Vorteilsausgleich mit dem Ablauf des 10. Kalenderjahres, das auf den Eintritt der Vor-
teilslage folgt, ausgeschlossen (§ 13b Satz 1 KAG LSA). Die nach Maßgabe des § 13b 
zu bestimmende Ausschlussfrist endet nicht vor dem Ablauf des Jahres 2015 (§ 18 
Abs. 2 KAG LSA). Damit hat der Gesetzgeber eine zeitliche Obergrenze für die Fest-
setzung von vorteilsausgleichenden kommunalen Abgaben eingeführt und auf diese 
Weise den bislang bestehenden verfassungswidrigen Zustand beseitigt. 
 
Die §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA berücksichtigen in rechtlich nicht zu beanstandender 
Weise die berechtigten Interessen der Allgemeinheit am Vorteilsausgleich einerseits 
und die Interessen des Einzelnen an Rechtssicherheit. Die gewählte Ausschlussfrist 
von grundsätzlich 10 Jahren ab Eintritt der Vorteilslage, die jedoch nicht vor dem Ende 
des Jahres 2015 abläuft und daher im Einzelfall auf Grund des erstmaligen Inkrafttre-
tens des KAG LSA im Jahre 1991 bis zu 24,5 Jahre betragen kann, hält sich im Rah-
men des dem Gesetzgeber insoweit nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts (vgl. Beschl. v. 5. März 2013, a.a.O.) zustehenden weiten Gestaltungsspiel-
raums und belastet die Abgabenpflichtigen nicht unzumutbar (vgl. VG Halle, Urt. v. 13. 
März 2015 - 4 A 13/15 HAL -; VG Magdeburg, Urt. vom 26. März 2015 - 9 A 253/14 
MD -; Bücken-Thielmeyer/Fenzel, LKV 2014, 241, 244f, 248; Haack, in: Driehaus, 
Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2254; Driehaus, KStZ 2014, 181, 184f.; vgl. auch 
OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 16. Juli 2014 - OVG 9 N 69.14 - zu § 19 Abs. 1 
Satz 1 und 3 KAG BB, zit. nach JURIS; Martini, NVwZ-Extra 2014, S. 1, 8ff., 12; vgl. 
weiter § 3a Abs. 3 Satz 2 SächsKAG; a.M.: Beck/Neumann, DWW 2015, 362, 370ff., 
374; vgl. auch Möller, in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2015h ff.; Rot-
tenwallner, KStZ 2014, 189, 194ff.). Zum einen unterschreitet sie die auch dem öffentli-
chen Recht nicht fremde dreißigjährige Verjährungsfrist (vgl. etwa § 53 Abs. 2 VwVfG), 
gegen deren grundsätzliche Anwendbarkeit im öffentlichen Recht aus Gründen der 
Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens keine Bedenken bestehen (vgl. BVerwG, Urt. 
v. 11. Dezember 2008 - 3 C 37.07 -, zit. nach JURIS, m.w.N.; vgl. auch Urt. v. 20. März 
2014 - 4 C 11.13 -, zit. nach JURIS) und die einen Maßstab für die Bestimmung einer 
Ausschlussfrist darstellt (vgl. Driehaus, KStZ 2014, 184f.; vgl. auch Bücken-
Thielmeyer/Fenzel, a.a.O., S. 244: äußerste Grenze). Zudem wirkt der Vorteil, der 
durch die Inanspruchnahmemöglichkeit einer Einrichtung vermittelt wird, lange in die 
Zukunft fort, während ein besonderes wirtschaftliches Interesse der Abgabepflichtigen 
an einer möglichst zeitnahen Geltendmachung des Beitragsanspruchs nicht besteht, 
sondern deren Interesse nur darin liegt, erkennen zu können, wann mit einer Inan-
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spruchnahme nicht mehr zu rechnen ist (VG Halle, Urt. v. 13. März 2015, a.a.O.; Drie-
haus, KStZ 2014, 185; VGH Bayern, Urt. v. 12. März 2015 - 20 B 14.1441 -; VG Cott-
bus, Urt. v. 10. April 2014 - 6 K 370/13 -, jeweils zit. nach JURIS). Schließlich sind die 
nach der Wiederherstellung der Deutschen Einheit bestehenden Schwierigkeiten beim 
Aufbau einer funktionierenden kommunalen Selbstverwaltung sowie die sonstigen 
Schwierigkeiten, in einem neuen Bundesland wie Sachsen-Anhalt überhaupt wirksa-
mes Satzungsrecht zu erlassen, in Rechnung zu stellen (VG Halle, Urt. v. 13. März 
2015, a.a.O.; vgl. auch BVerwG, Urt. v. 15. April 2015 - 9 C 19.14 -, zit. nach JURIS: 
OVG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 16. Juli 2014, a.a.O.) und der Umstand, dass die 
abgabenerhebenden Körperschaften in Sachsen-Anhalt jedenfalls bis zur Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. März 2013 auf Grund der Rechtspre-
chung des Oberverwaltungsgerichts Sachsen-Anhalt darauf vertrauen durften, nicht 
wirksam entstandene Forderungen zeitlich grundsätzlich unbegrenzt geltend machen 
zu können (vgl. auch Martini, a.a.O., S. 12). 
 
Die abgabenerhebenden Körperschaften werden durch die 10-Jahres-Ausschlussfrist, 
die zwar (teilweise deutlich) kürzer ist als vergleichbare Regelungen in anderen Bun-
desländern, ebenfalls nicht in verfassungsrechtlich unzulässiger Weise (vgl. dazu Bü-
cken-Thielmeyer/Fenzel, a.a.O. S. 245ff.) belastet (wohl a.M.: Driehaus, KStZ 2014, 
185). Auch wenn es aus den verschiedensten Gründen zu einer Verzögerung der Er-
hebung von Abgaben kommen kann, die der zuständigen Körperschaft nicht anzulas-
ten ist, durfte der Gesetzgeber mit der gewählten Frist, die jedenfalls mehr als doppelt 
so lang ist wie die Festsetzungsverjährungsfrist, die Interessen des einzelnen Abga-
benschuldners sehr hoch gewichten. Weder werden dadurch die abgabenerhebenden 
Körperschaften in ihrer Finanzhoheit als Ausprägung des Rechts der kommunalen 
Selbstverwaltung verletzt noch ist das Gleichheitsgebot in seiner Ausprägung als 
Grundsatz der Abgabengerechtigkeit beeinträchtigt. Im Gesetzgebungsverfahren ha-
ben die Interessenverbände insoweit gerade keine durchgreifenden Einwendungen er-
hoben, sondern nur für eine längere Übergangsfrist plädiert. Durch § 18 Abs. 2 KAG 
LSA ist hinreichend sichergestellt, dass Altverfahren noch fristgerecht abgeschlossen 
werden können. Denn die abgabenerhebenden Körperschaften mussten schon seit der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 5. März 2013 mit einer gesetzge-
berischen Regelung rechnen. 
 
Die vorgesehene Ausschlussfristenregelung ermöglicht damit einerseits die Sicherung 
der Finanzierung der öffentlichen Einrichtungen und schränkt andererseits die Abga-
benerhebung nach Eintritt der Vorteilslage zeitlich ein, nämlich auf einen Zeitraum von 
höchstens 24,5 Jahren. Insoweit enthält sie einen angemessenen Ausgleich der Inte-
ressen der Allgemeinheit am Vorteilsausgleich und des einzelnen Abgabenpflichtigen 
an Rechtssicherheit. Auch der Umstand, dass die "Übergangsregelung" in § 18 Abs. 2 
KAG LSA sogenannte "Altfälle", bei denen die die Ausschlussfrist frühestens am 31. 
Dezember 2015 endet, gegenüber den Abgabenpflichtigen benachteiligt, bei denen die 
Vorteilslage erst nach 2005 eingetreten ist, führt unter Berücksichtigung von Art. 3 GG 
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nicht zur Verfassungswidrigkeit der Norm. Denn nach dem Vorhergesagten besteht je-
denfalls ein sachlicher Grund für die Ungleichbehandlung. 
 
Auch den von der Klägerin und einzelnen Literaturstimmen sonst genannten Einwen-
dungen gegen die Übergangsfrist des § 18 Abs. 2 KAG LSA ist nicht zu folgen. Im Ge-
gensatz zur Auffassung der Klägerin kommt dem Gesetzgeber ein weiter Spielraum 
nicht nur hinsichtlich der (zeitlichen) Ausgestaltung einer allgemeinen Ausschlussfrist 
zu, sondern auch hinsichtlich der Einräumung einer besonderen Übergangsfrist. Die-
sen Spielraum hat der Landesgesetzgeber (vgl. Gesetzentwurf der Landesregierung, 
LT-DrS 6/3419 vom 10. September 2014, S. 23) ausdrücklich genutzt und darauf ab-
gestellt, dass die kommunalen Aufgabenträger erst mit der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 5. März 2013 von einer neuen Rechtslage auszugehen hat-
ten. Soweit das Bundesverfassungsgericht in dieser Entscheidung ausdrücklich gerügt 
hat, die Verjährung des in Rede stehenden Anschlussbeitrages könne nach den bishe-
rigen gesetzlichen Regelungen unter Umständen „erst Jahrzehnte“ nach dem Eintritt 
einer beitragspflichtigen Vorteilslage beginnen, folgt daraus keine Absage an die Be-
stimmung einer Ausschlussfrist, die im Einzelfall zwanzig Jahre überschreiten kann. 
Zum einen wurde diese Aussage zu Regelungen im bayerischen Kommunalabgaben-
gesetz über die (Festsetzungs)Verjährung getroffen, die gerade keine Abwägungsent-
scheidung des Gesetzgebers enthielten. Zum anderen entfaltet § 18 Abs. 2 KAG LSA 
nur für einen Übergangszeitraum Geltung und ist durch landesspezifische Umstände 
gerechtfertigt. Beide Erwägungen hatte das Bundesverfassungsgericht zu dem damals 
streitigen bayerischen Kommunalabgabengesetz nicht zu berücksichtigen. Auch dass 
den Problemen bei der Bildung von Aufgabenträgern in Sachsen-Anhalt durch zwei 
Heilungsgesetze im Kommunalabgabenrecht Rechnung getragen wurde, hindert nicht 
eine Berücksichtigung der sonstigen Schwierigkeiten, überhaupt wirksames Satzungs-
recht zu erlassen, sowie eine Berücksichtigung der bis zu der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichts geltenden letztinstanzlichen Rechtsprechung des Oberverwal-
tungsgerichts. Soweit eine Geltendmachung von Fehlern der Abgabenfestsetzung 
durch den herangezogenen Abgabepflichtigen infolge des Zeitablaufs seit Entstehen 
der Vorteilslage (z.B. durch natürliche Änderungen der tatsächlichen Umstände oder 
Eigentümerwechsel) erschwert sein sollte, ist dem schon im Rahmen der Darlegungs-
verpflichtungen und der Beweiswürdigung Rechnung zu tragen.  
 
Die Regelungen der §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA sind anzuwenden, obwohl vor Inkraft-
treten dieser Normen sowohl die sachliche Beitragspflicht entstanden ist als auch die 
angefochtenen Beitragsbescheide erlassen worden sind. Es handelt sich dabei um 
Regelungen, mit denen - wie § 18 Abs. 2 KAG LSA klarstellt - eine Ausschlussfrist 
festgesetzt wird (vgl. auch Driehaus, KStZ 2014, 183, m.w.N.; Haack, in: Driehaus, 
Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2254). Deren umfassende Anwendbarkeit ergibt 
sich aus Sinn und Zweck dieser Vorschriften, der darin besteht, der zitierten Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts Rechnung zu tragen und eine zeitliche 
Obergrenze für die Beitragserhebung im Kommunalabgabengesetz vorzusehen, um 
die Beitragserhebung verfassungsrechtlich sicher zu gestalten (vgl. Gesetzesentwurf 
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der Landesregierung vom 10. September 2014, LT-DrS 6/3419, S. 3; VG Halle, Urt. v. 
13. März 2015, a.a.O.; vgl. auch VG Magdeburg, Urt. v. 26. März 2015, a.a.O.).  
 
Da die streitbefangenen Beitragsbescheide vor Ende des Jahres 2015 erlassen wor-
den sind, ist die Ausschlussfrist des § 13b KAG LSA jedenfalls gem. § 18 Abs. 2 KAG 
LSA gewahrt.  
 
Es kann danach offen bleiben, zu welchem Zeitpunkt für die Grundstücke der Klägerin 
die Vorteilslage i.S.d. Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. dazu OVG 
Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 3. Dezember 2014, a.a.O.; vgl. auch Haack, in: Driehaus, 
Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2255; Driehaus, KStZ 2014, 181, 183f.; Martensen, 
LKV 2014, 446, 451ff.) entstanden ist. Jedenfalls ist nach den obigen Darlegungen die-
se Vorteilslage nicht schon mit der tatsächlichen Anschlussnahme der Grundstücke an 
eine zentrale Entsorgungsanlage vor dem Inkrafttreten des Kommunalabgabengeset-
zes erfolgt, da es sich dabei um eine beitragsrelevante Vorteilslage handeln muss (vgl. 
BVerwG, Urt. v. 15. April 2015, a.a.O.). Auch aus dem Gesetzeswortlaut oder den „In-
tentionen“ des Gesetzgebers folgt im Gegensatz zur Auffassung der Klägerin nichts 
anderes. In dem Gesetzentwurf der Landesregierung (LT-DrS 6/3419 vom 10. Sep-
tember 2014, S. 22f.) wird jeweils nur auf die „Vorteilslage“ bzw. die „tatsächliche Vor-
teilslage“ abgestellt. Soweit der Begriff „technische Herstellung“ verwendet wird (S. 3), 
bezieht er sich - wie aus dem Zusammenhang deutlich wird - auf den Vorteilsausgleich 
i.S.d. der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts. Dass nach den Angaben 
der Klägerin die tatsächliche Schmutzwasserentsorgung ihrer Grundstücke durch die 
Einrichtung des Beklagten immer wieder gestört sei, führt von vornherein nicht dazu, 
den Eintritt der Vorteilslage schon früher anzunehmen.   
 
Ebenfalls nicht entschieden werden muss, ob bei einer Beitragsfestsetzung, die vor ei-
nem nach den §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA maßgebenden Zeitpunkt erfolgt ist, der Er-
lass der als Rechtsgrundlage heranzuziehenden Beitragssatzung nach diesem Zeit-
punkt - möglicherweise auch verbunden mit einer Entstehung der sachlichen Beitrags-
pflicht erst nach dem Zeitpunkt - zur Folge hat, dass die Ausschlussfrist nicht eingehal-
ten ist (vgl. dazu Haack, in: Driehaus, Kommunalabgabenrecht, § 8 Rdnr. 2254 a.E.). 
Denn die heranzuziehende Beitragssatzung des Beklagten ist vor dem 31. Dezember 
2015 erlassen worden, und auch die sachliche Beitragspflicht ist vor diesem Zeitpunkt 
entstanden.  
 
6. Die im Anschlussbeitragsrecht geltenden Regelungen des Kommunalabgaben-
gesetzes Sachsen-Anhalt haben auch unter Berücksichtigung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 12. November 2015 (- 1 BvR 2961/14, 1 BvR 
3051/14 -, zit. nach JURIS) zu dem Kommunalabgabengesetz Brandenburg keine un-
zulässige Rückwirkung zur Folge.  
 
Eine Rechtsnorm entfaltet nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts (vgl. Beschl. v. 12. November 2015, a.a.O., m.w.N. und Beschl. v. 2. Mai 
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2012 - 2 BvL 5/10 -, zit. nach JURIS, m.w.N.) echte Rückwirkung, wenn sie nachträg-
lich in einen abgeschlossenen Sachverhalt ändernd eingreift. Dies ist insbesondere der 
Fall, wenn ihre Rechtsfolge mit belastender Wirkung schon vor dem Zeitpunkt ihrer 
Verkündung für bereits abgeschlossene Tatbestände gelten soll. Eine unechte Rück-
wirkung liegt dagegen vor, wenn eine Norm auf gegenwärtige, noch nicht abgeschlos-
sene Sachverhalte und Rechtsbeziehungen für die Zukunft einwirkt und damit zugleich 
die betroffene Rechtsposition entwertet, so wenn belastende Rechtsfolgen einer Norm 
erst nach ihrer Verkündung eintreten, tatbestandlich aber von einem bereits ins Werk 
gesetzten Sachverhalt ausgelöst werden ("tatbestandliche Rückanknüpfung"). 
 
a) Dass Grundstücke auf der Grundlage des Kommunalabgabengesetzes zu An-
schlussbeiträgen herangezogen werden, die schon vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
am 15. Juni 1991 eine Anschlussmöglichkeit an eine zentrale öffentliche leitungsge-
bundene Schmutzwasserentsorgungsanlage hatten, stellt entgegen der Auffassung der 
Klägerin schon deshalb keine unzulässige Rückwirkung dar, weil - wie oben dargelegt - 
damit nur an eine erst nach dem 15. Juni 1991 entstandene Vorteilslage durch die An-
schlussmöglichkeit an eine nach diesem Zeitpunkt geschaffene öffentliche Einrichtung 
i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA angeknüpft wird. 
 
b) Der mit Änderungsgesetz vom 6. Oktober 1997 (GVBl. LSA S. 878) eingeführte 
§ 6 Abs. 6 Satz 2 entfaltet ebenfalls keine unzulässige Rückwirkung (so auch VG Halle, 
Urt. v. 25. Januar 2016 - 4 A 10/15 HAL -; a.M. wohl: Beck/Neumann, a.a.O., S. 364 
Fn. 25, 374). Das Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt hat in ständiger 
Rechtsprechung entschieden, dass § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA gegenüber der vorher 
geltenden Rechtslage nach § 6 Abs. 6 KAG LSA a.F. lediglich klarstellend verdeutliche, 
dass die sachliche Beitragspflicht im Anschlussbeitragsrecht unabhängig vom Ab-
schluss der Baumaßnahme und der Begründung der Vorteilslage nicht vor Inkrafttreten 
der ersten wirksamen Beitragssatzung entsteht (so Urt. v. 6. März 2003 - 1 L 318/02 -, 
m.w.N.; Beschl. v. 23. Oktober 2000 - 1 M 209/00 -; Beschl. v. 10. November 1999 - B 
3 S 29/98 -; Beschl. v. 25. Januar 2011 - 4 L 234/09 -; vgl. auch Beschl. v. 19. Februar 
1998 - B 2 S 141/97 - zit. nach JURIS; vgl. weiter Haack, in: Driehaus, Kommunalab-
gabenrecht, § 8 Rdnr. 2202, m.w.N.). Dass nach der Gesetzesbegründung (LT-DrS 
2/3895 v. 26. August 1997, S. 7) zu § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA „ein Hinausschieben 
der Entstehung der Beitragspflicht frühestens auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens der 
ersten rechtsgültigen Satzung“ erforderlich gewesen sei, um möglichen Beitragsausfäl-
len oder Rückforderungen vorzubeugen, führt zu keiner anderen Auslegung. Ein Ge-
setz kann auch rein deklaratorische Wirkung haben, um das klarzustellen, was sich 
aus anderen Regelungen, wenn auch nicht ausdrücklich, bereits ergibt (vgl. OVG 
Sachsen-Anhalt, Beschl. v. 19. Februar 1998, a.a.O.). Daher fehlt es von vornherein 
schon an einem Anknüpfungspunkt für die Annahme einer (echten oder unechten) 
Rückwirkung, da die Rechtslage sich durch das Änderungsgesetz nicht geändert hat. 
Grundsätzlich liegt keine Rückwirkung vor, wenn eine Neuregelung deklaratorischer Art 
ist, also nur bestätigt, was von vornherein aus der verkündeten ursprünglichen Norm 
folgte (BVerfG, Beschl. v. 2. Mai 2010, a.a.O.).  
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Dass § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA dem Wortlaut nach im Wesentlichen der Regelung 
des § 8 Abs. 7 Satz 2 KAG Bbg a.F. entspricht, deren Abänderung durch die Einfüh-
rung des Begriffes „rechtswirksam“ vor dem Wort „Satzung“ mit einem Änderungsge-
setz vom 17. Dezember 2003 das Bundesverfassungsgericht in der Entscheidung vom 
12. November 2015 (a.a.O.) hinsichtlich der Fälle, in denen Beiträge nach § 8 Abs. 7 
Satz 2 KAG Bbg a.F. nicht (mehr) erhoben werden konnten, als unzulässige Rückwir-
kung angesehen hat, steht dem nicht entgegen. Denn das Bundesverfassungsgericht 
hat in dem Änderungsgesetz deshalb eine konstitutive Änderung der Rechtslage bzw. 
einen Verstoß gegen den Grundsatz des Vertrauensschutzes gesehen, weil das Ober-
verwaltungsgericht Brandenburg § 8 Abs. 7 Satz 2 KAG Bbg a.F. in ständiger Recht-
sprechung (seit Urt. v. 8. Juni 2000 - 2 D 29/98.NE -, zit. nach JURIS) so ausgelegt 
hatte, dass es für den Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Beitragspflicht und da-
mit auch für den Zeitpunkt des Verjährungsbeginns lediglich auf das formelle Inkrafttre-
ten der ersten - möglicherweise unwirksamen - Beitragssatzung, nicht aber auf das In-
krafttreten der ersten wirksamen Satzung ankam (vgl. dazu auch Herrmann, LKV 2016, 
54ff.). Eine vergleichbare „Korrektur“ der die Festsetzungsverjährung betreffenden 
Rechtsprechung durch den Gesetzgeber erfolgte - schon im Hinblick darauf, dass das 
Oberverwaltungsgericht stets auf das Erfordernis einer wirksamen Satzung abgestellt 
hatte - in Sachsen-Anhalt gerade nicht. 
 
Es muss daher nicht entschieden werden, ob selbst bei der Annahme einer Änderung 
der Rechtslage durch § 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA vorliegend deshalb keine Rückwir-
kung eingetreten wäre, weil für die klägerischen Grundstücke bis zum Inkrafttreten des 
§ 6 Abs. 6 Satz 2 KAG LSA keine öffentliche Einrichtung zur Schmutzwasserentsor-
gung i.S.d. § 6 Abs. 1 Satz 1 KAG LSA existierte (vgl. VG Halle, Urt. v. 25. Januar 
2016 - 4 A 10/15 HAL -).   
 
c) Den §§ 13b, 18 Abs. 2 KAG LSA kommt danach schließlich auch keine (echte 
oder unechte) Rückwirkung zu. Auf Grund dieser Bestimmungen treten schon keine 
Rechtsfolgen mit belastender Wirkung ein, da die Rechtsprechung in Sachsen-Anhalt 
keine Ausschlussfrist angenommen hatte, innerhalb derer die abgabenerhebende Kör-
perschaft nach dem Entstehen einer Vorteilslage die Abgabe festzusetzen hatte. Die 
Neuregelungen, mit denen eine solche Ausschlussfrist erstmalig eingeführt wird, haben 
für die betroffenen Abgabenpflichtigen daher allein eine begünstigende Wirkung.  
 
Selbst wenn man aber den §§ 13b, 18 KAG LSA eine unechte Rückwirkung unterstell-
te, läge ein - für die Annahme der Verfassungswidrigkeit notwendiger - Verstoß gegen 
den Grundsatz des Vertrauensschutzes nicht vor. Die noch nicht herangezogenen Ab-
gabenpflichtigen konnten weder vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
vom 5. März 2013 noch danach darauf vertrauen, dass ihnen gegenüber auf Grund ei-
nes langen Zeitraumes seit Entstehen einer Vorteilslage keine Abgabe mehr festge-
setzt werden könnte. Insoweit kam es allein darauf an, ob und in welcher Weise der 
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Landesgesetzgeber auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts reagieren 
würde.    
 
 
Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. 
  
 
Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Beschlusses folgt aus § 167 
VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 10, 711 ZPO. 
 
Die Revision ist nicht zuzulassen, weil keiner der in § 132 Abs. 2 VwGO genannten Zu-
lassungsgründe vorliegt. 
 
 
Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 52 Abs. 3 GKG.  
 
 

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g :  

 

Der Beschluss über die Streitwertfestsetzung ist  u n a n f e c h t b a r   (§ 68 Abs. 
1 Satz 5 GKG i. V. m. § 66 Abs. 3 Satz 3 GKG).  
 
Im Übrigen kann die Nicht-Zulassung der Revision innerhalb eines Monates nach Zu-
stellung dieses Beschlusses bei dem  
 

Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt, 
Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg, 

 
durch Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde muss den angefochtenen 
Beschluss bezeichnen.  
 
Die Beschwerde ist innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Beschlusses 
zu begründen. Die Begründung ist beim Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-
Anhalt einzureichen. In der Begründung muss die grundsätzliche Bedeutung der 
Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes, des 
Gemeinsamen Senates der Obersten Gerichtshöfe oder des Bundesverfassungsge-
richtes, von der der Beschluss abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet wer-
den.  
 
Bei dem Oberverwaltungsgericht des Landes Sachsen-Anhalt können in allen Verfah-
rensarten auch elektronische Dokumente nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften des Landes 
Sachsen-Anhalt (ERVVO LSA) eingereicht werden. 
 
Vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozesskos-
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für 
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht ein-
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geleitet wird. Als Bevollmächtigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer 
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder der Schweiz mit Befähigung zum Richteramt zugelassen. Vor 
dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 5 VwGO be-
zeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten juristischen Perso-
nen gemäß § 67 Absatz 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmächtigte zugelassen, jedoch 
nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betref-
fen, in Personalvertretungsangelegenheiten und in Angelegenheiten, die in einem Zu-
sammenhang mit einem gegenwärtigen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeit-
nehmern im Sinne des § 5 ArbGG stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 
in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Personen mit 
der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der hiernach zur Vertretung 
berechtigt ist, kann sich selbst vertreten. Behörden und juristische Personen des öf-
fentlichen Rechtes einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähi-
gung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer 
Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen Rechtes einschließlich der von 
ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertre-
ten lassen. Diplom-Juristen, die nach dem 3. Oktober 1990 im höheren Verwaltungs-
dienst beschäftigt wurden, stehen insoweit einer Person mit Befähigung zum Richter-
amt gleich.  
 
 
Bei dem Bundesverwaltungsgericht können in allen Verfahrensarten auch elektroni-
sche Dokumente nach Maßgabe der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr beim Bundesverwaltungsgericht und beim Bundesfinanzhof eingereicht werden.  
 
 
 
 
Dr. Benndorf     Schneider                  Dr. Bechler  
 


